
folgt ist, haben die Teilnehmer festgestel l t , 
sie wüßten über die einschlägigen Probleme 
noch nicht genügend gut Bescheid. Der 
UNCTAD-Generalsekretär wurde deshalb 
ersucht , die Staaten um entsprechende 
Stel lungnahmen zu bit ten. Diese sollen dann 
auf e inem Expertentref fen erörtert werden, 
welches seinerseits den Startschuß für Un­
tersuchungen des UNCTAD-Sekretariats 
geben soll. Danach glaubt man für ein wei ­
teres Vorberei tungstref fen gewappnet zu 
sein. 
Ölsaaten, -fruchte: Ein formelles Regulie­
rungsabkommen und insbesondere ein 
Ausgle ichs lagersystem werden nicht für 
prakt ikabel gehalten. Auf der dr i t ten Vorbe­
re i tungstagung (Oktober 1979) ist deshalb 
der Beschluß gefaßt worden, Forschungs­
und Entwick lungsprogramme aufzustel len, 
die die Voraussetzungen für Mit telzuwei­
sung aus dem sogenannten Zwei ten Schal­
ter des Gemeinsamen Rohstof fonds erfüllen 
würden . Für Erdnüsse und Kokosnüsse lie­
gen en tsprechende Ausarbei tungen mitt ler­
weile vor. Darüber soll auf der vierten Vorbe­
re i tungstagung ( 2 . — 6 . März 1981) beraten 
werden . 
Phosphate: Die Arbei t ruht. Auf der zweiten 
Vorbere i tungstagung im Juni 1978 sind etli­
che Staaten, die in d iesem Welthandelssek­
tor eine bedeutende Rolle spielen, nicht ver­
t reten gewesen. Die Zusammenkunf t hat 
deshalb nur einen Tag gedauert. Ein wei ­
teres Treffen ist derzeit nicht in Aussicht ge­
nommen. 
Tee: Die Ausfuhr länder haben eine Lieferre­
gul ierung auf der Basis von Expor tquoten 
und einem kleinen Ausgleichslager vorge­
schlagen. Im Kreise der Einfuhrländer 
herrscht noch Skepsis, ob ein solches Sy­
s tem prakt ikabel wäre bzw. überhaupt 
wünschbar ist. Das nächste — dritte — Vor­
berei tungstref fen ist für Ende Februar 1981 
anberaumt. 
Tropische Hölzer: Die Chancen für ein inter­
nationales Übere inkommen scheinen gut zu 
sein. Über dessen vier Grundelemente be­
steht E invernehmen: Forschung und Ent­
w ick lung ; Ausbau der Verarbeitung in den 
Erzeuger ländern; Wiederaufforstung und 
Forstverwal tung; Marktf luktuat ion ( insbe­
sondere Verbesserung der Informationen 
über die Markt lage). Gegenwärt ig wird noch 
an Expert isen und Programmen gearbeitet, 
doch es erscheint mögl ich, daß bereits das 
nächste — sechste — Vorberei tungstref fen 
im Juli 1981 den Weg für eine Staatenkonfe­
renz f reimacht. NJP 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Kamputschea: Entspannung der Versorgungs­
krise — Probleme für UNICEF (10) 

(Die fo lgenden Ausführungen setzen den 
Bericht in VN 4/1980 S.141 fort.) 

I. A m 10. Dezember 1980 trafen sich in 
New York Regierungsvertreter und die Ver­
treter der betei l igten Hil fsorganisationen zu 
einer Zusammenkunft der Geberländer für 
das humanitäre Hilfsprogramm zugunsten 
des kamputscheanischen Volkes. Schon 
vom Teilnehmerkreis her offenbarte r ieh das 
greifbar schwindende Interesse der Weltöf­

fentl ichkeit am Kamputschea-Problem: A u ­
ßer dem feder führenden Weltkinderhi l fs-
werk UNICEF und dem Internationalen Ko­
mitee vom Roten Kreuz (IKRK) nahmen 20 
Staaten des Westens und der direkt betrof­
fenen Nachbarländer an der Zusammen­
kunft teil, während — wie schon bei der 
Genfer >Zusammenkunft< vom 26. Mai 1980 
— der Ostb lock keinen Vertreter entsand­
te. 
Insgesamt 63,6 Mill Dollar betrug die Summe 
der Hil fszusagen durch die Teilnehmer. Ge­
genüber dem veranschlagten Ziel von 236,4 
Mill Dollar — davon 200 Mill bis Ende 1981 
— bedeutet dieses Ergebnis eine deut l iche 
Gefährdung der inzwischen erzielten Er­
leichterungen in und um Kamputschea. So 
äußerte sich der Exekut ivdirektor von UNI­
CEF, James Grant, in seiner Eigenschaft als 
Vorsi tzender der Zeichnungskonferenz und 
als Koordinator der Kamputschea-Hi l fe be­
sorgt über die Zukunft des Hil fspro­
gramms. 
Dennoch muß festgehal ten werden, daß un­
ter maßgeblicher Führung der Vereinten Na­
t ionen und ihrer Hil fsorganisationen eine 
Tragödie größten Ausmaßes vorerst abge­
wendet worden ist: Vor gut einem Jahr war 
das Überleben eines großen Teils aller Kam-
putscheaner zweifelhaft; ein Fünftel der Ge­
samtbevölkerung befand sich auf der Flucht 
nach Thailand. Durch die internationale Hilfe, 
die unter Gesamtlei tung von UNICEF und 
unter Mitarbeit des IKRK abgewickel t wurde, 
kann heute »vorsicht iger Opt imismus« 
(Grant) bezügl ich der verbesser ten Lebens­
mit te lversorgung, besserer Vertei lungsor­
ganisation und eines Wirksamwerdens der 
Hilfsmaßnahmen auf dem Gebiet der Ge­
sundhei ts fürsorge in Kamputschea geäu­
ßert werden. 
So wird in Kamputschea nach der Reisernte 
1979/80, die nur 300 000 Tonnen erbrachte, 
die Ernte der Saison 1980/81 auf mehr als 
das Doppelte geschätzt . Diese Entwicklung 
entspr icht ansatzweise der Zielvorstel lung 
des Entwick lungsprogramms der Vereinten 
Nationen (UNDP), nach der die Selbstver­
sorgung Kamputscheas mit Lebensmit te ln 
angestrebt wi rd. Opt imist ische Schätzun­
gen gehen davon aus, daß dieses Ziel schon 
im Jahre 1982 erreicht werden kann, wenn 
das landwirtschaft l iche Wiederaufbaupro­
gramm erfolgreich ist. Dann wäre auch ein 
weiteres, in den Anfängen schon heute 
sichtbares Ziel erreicht: die Rückwanderung 
der Flüchtl inge aus Thailand nach Kamput­
schea. 
II. Diese auf der New Yorker Zusammen­
kunft aufgezeigten posit iven Entwicklungen 
stehen nach den übereinst immenden Aus­
sagen aller Experten unter dem Vorbehalt, 
daß das internationale Hi l fsprogramm nicht 
frühzeit ig abgebremst wird. Der gerade in 
Gang gesetzte Erholungsprozeß darf nicht 
gefährdet werden. Wiederholt wurde auf die 
for twährend instabile Lage in Kamputschea 
und an der thai ländischen Grenze verwie­
sen. 
Im Widerspruch zu dieser Einschätzung 
stand allerdings die Zeichnungsberei tschaf t 
der Geberländer. Nicht nur die weltweit ge­
spannte Wirtschaftslage, sondern auch 
neue Problemherde bremsten die weitere 
Mit te laufbr ingung. Nach der ausgeräumten 
unmit telbaren Gefahr akuter Hungersnöte 
unter den Flüchtl ingen rückte auch der 
schwelende poli t ische Konflikt in Kamput­

schea wieder in den Vordergrund. Das mani­
fest ierte sich deut l ich in den Forderungen 
fast aller asiatischer Nachbarländer und der 
Vereinigten Staaten an UNICEF: Die Arbei t 
aller Hil fsorganisationen in Kamputschea 
dürfe in Zukunft ihr humanitäres Mandat 
nicht mehr überschrei ten. Keinesfalls dürfe 
dem Regime in Phnom Penh dadurch Ent­
wicklungshi l fe geleistet werden, daß man 
z. B. die verkehrmäßige und industrielle In­
f rastruktur wieder aufbaut oder Ausbi l ­
dungszent ren für Gesundhei ts- und Erzie­
hungswesen err ichten hilft. Anges ichts 
neuer Ernährungskr isen, insbesondere in 
Afr ika, müßten klare Prioritäten festgelegt 
werden. 
Eine weitere Gefährdung der internationalen 
humanitären Hilfsaktion in Kamputschea 
stellt der zunehmende Druck auf UNICEF 
und das IKRK dar: UNICEF bleibt formell nur 
noch bis zum 3 1 . März 1981 Koordinator der 
Hilfsaktion, wird aber unter Umständen ge­
nöt igt sein, das Mandat bis Ende 1981 for t ­
zuführen. Das Weltkinderhi l fswerk sieht sich 
angesichts der knappen Finanzmittel vor 
dem Problem, als feder führende Organisa­
t ion für alle Fehler verantwort l ich gemacht 
zu werden und letztl ich aus dem eigenen 
Etat Gelder zuzuschießen. Diese Situation 
kann schließlich zur Funkt ionsunfähigkeit 
der Hilfsorganisation führen. 
III. Wenn die internationale Hilfe nicht bis 
zur selbständigen Ernährungsfähigkeit des 
Landes fortdauert , steht zu befürchten, daß 
Kamputschea in die Hungersnot und das 
Chaos der Jahre 1979/80 zurückfäll t . Nur 
eine anhaltende Entspannung der Versor­
gungslage kann Anreiz bieten für eine weit­
gehende Repatr i ierung der Flüchtl inge, die 
zur Zeit noch das mit etwa 200 000 eigenen 
Entwurzel ten im Grenzgebiet belastete Thai­
land vor große Probleme stel len. 
Eine konsequente Fort führung des Hil fspro­
gramms schafft Raum für eine notwendige 
pol i t ische Lösung ohne Zei tdruck und revi­
s ionsträcht ige Übergangsregelungen; der 
Versuch einer pol i t ischen Lösung entlastet 
auch die Hil fsorganisationen, die zuneh­
mend in die Auseinandersetzungen einbe­
zogen werden. PHR 

Übereinkommen gegen Rassendiskriminierung: 
Neue Richtlinien zur Vereinheitlichung der Staa­
tenberichte — Zusammenarbeit mit der UNESCO 
— Prüfung von 38 Staatenberichten — Verschie­
bung des Israelischen Berichts (11) 

(Die fo lgenden Ausführungen setzen den 
Bericht in VN 2/1980 S.62f. fort.) 

Vom 24. März bis zum 11. Apri l 1980 trat in 
Genf der Rassendiskr iminierungsausschuß 
zu seiner 21.Tagung zusammen; die 22.Ta­
gung fand vom 4. bis 22. August in New York 
statt. 

I. Der deutsche Experte K.J.Partsch war 
Vorsi tzender und Ber ichterstat ter einer 
sechsköpf igen Arbei tsgruppe, die seit dem 
Vorjahr mit der Ausarbei tung eines Entwurfs 
zur Neufassung der al lgemeinen Richtlinien 
über das Abfassen der Staatenberichte be­
faßt war. Die Prüfung der Staatenberichte 
hatte in der Vergangenheit wiederhol t Lük-
ken in den Ber ichten aufgezeigt, die erst 
durch den nächsten per iodischen Bericht 
geschlossen werden konnten. Die Revision 
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der al lgemeinen Richtlinien von 1970 hat 
deshalb den Zweck, den Staaten konkretere 
Angaben zu Form und Inhalt der gemäß 
Art .9 des Übere inkommens vorzulegenden 
Berichte an die Hand zu geben. Im einzelnen 
haben die vom Ausschuß verabschiedeten 
revidierten Richtlinien fo lgenden Inhalt: Die 
Ber ichte sollen in Zukunft in zwei Teile ge­
gl iedert werden. Im ersten (allgemeinen) Teil 
soll der rechtl iche Rahmen kurz skizziert 
werden, in dem der ber ichtende Staat Ras­
sendiskr iminierung verbietet und zu beseit i ­
gen sucht. Außerdem soll in d iesem Teil be­
richtet werden, ob und welche Vorschr i f ten 
des Übere inkommens unmittelbare Anwen­
dung f inden bzw. auf welche Weise die Um­
setzung in innerstaatl iches Recht erfolgt. 
Der zweite Teil soll konkrete Informationen 
hinsichtl ich der Beachtung jeder einzelnen 
Vorschr i f t des Übere inkommens geben. Aus 
beiden Teilen soll der tatsächl iche Stand der 
Erfüllung der Vorschr i f ten zum Berichtszei t­
punkt ersicht l ich werden, ebenso die erziel­
ten Fortschr i t te. Außerdem sollen den Be­
r ichten von vorneherein alle relevanten Ge­
setzes- und Verordnungstexte und Ge­
r ichtsentscheidungen beigegeben werden 
wie auch sonst iges, von den ber ichtenden 
Staaten für wicht ig gehaltenes Material. Bis 
jetzt hat der Ausschuß derart ige Quellen in 
vielen Fällen gesonder t anfordern müssen. 
All diese Maßnahmen verfolgen die Absicht , 
eine Vereinheit l ichung der Berichte zu erzie­
len und dem Ausschuß ein mögl ichst vol l­
ständiges Bild vom aktuellen Stand der Er­
fül lung des Übere inkommens zu vermit teln. 
Es wurde mehrfach betont, daß der Aus­
schuß auf das Erfordernis der per iodischen 
Ber ichterstat tung — alle zwei Jahre — nicht 
verzichten könne. Gerade in der Auseinan­
dersetzung mit der aktuellen Lage liege der 
Wert der Ausschußarbei t . Das begründete 
Interesse des Ausschusses an einer regel­
mäßigen Ber ichterstat tung müsse daher 
den Vorrang haben vor einem Interesse der 
Staaten an einer Reduzierung der Ber ichts­
pflicht, wie es einige Staaten während der 
34. Generalversammlung im 3. Hauptaus­
schuß bekundet hatten. Eine solche Redu­
zierung ist ohnehin nur auf dem Weg einer 
Abänderung des Übere inkommens auf einer 
Konferenz aller Signatarstaaten mögl ich. 
Eine Revision des Übere inkommens wird 
vom Ausschuß jedoch nicht für wünschens­
wert gehalten. 
Es bleibt zu hoffen, daß die Verabschiedung 
der neuen Richtlinien nicht nur zu gehaltvol­
leren Berichten führt, sondern auch zu einer 
Akt iv ierung der derzeit rund 50 säumigen 
Staaten beiträgt. 
II. Bei der Erör terung der Maßnahmen zur 
Erfüllung des Art.7 des Übere inkommens 
wurde das Thema einer Zusammenarbei t mit 
der UNESCO wieder aufgegri f fen. Gerade 
wenn es darum gehe, Verständnis, Toleranz 
und Freundschaft zwischen Nationen, Ras­
sen und ethnischen Gruppen zu fördern und 
die Prinzipien und Abs ichten der Charta der 
Vereinten Nationen, der Menschenrechts­
deklaration und des Übere inkommens in ei­
ner mögl ichst breiten Öffentl ichkeit zu pro­
pagieren, sei diese Sonderorganisat ion der 
Vereinten Nationen aufgrund ihrer langjäh­
rigen Erfahrungen auf d iesem Gebiet 
der geeignete Partner. Ein Vertreter der 
UNESCO legte erste Über legungen zur Er­
arbeitung von Richtlinien zur Erfüllung des 
Art.7 vor und erklärte die Bereitschaft seiner 

Organisation, zu d iesem Thema eine umfas­
sende Studie zu erarbeiten. Al lgemein 
wurde betont, daß Art.7 keineswegs eine 
Vorschri f t mit zweitrangiger Bedeutung sei, 
nur weil es für die Fälle der Nichtbeachtung 
keine Sankt ionsmögl ichkei ten gebe. Man 
will sich dem Art .7 in Zukunft verstärkt w id ­
men. Auf der 21.Tagung wurde mit konkre­
ten Vorschlägen ein Anfang gemacht, die 
sich beispielsweise auf die Notwendigkei t 
verständl icher Publ ikat ionen, die mögl iche 
Kooperat ion zwischen UNESCO und natio­
nalen UN-Gesel lschaften und die Inhalte von 
Schulbüchern und Lehrplänen bezogen. Die 
Regierungen sollen zu einer wei tgehenden 
Mitwirkung angeregt werden. 
III. A m Ende der Frühjahrstagung 1980 
verabschiedete der Ausschuß eine Resolu­
t ion zur Lage auf Zypern, die seine Ent­
schl ießung vom 3. August 1978 bekräft igte 
und aktualisierte. Nachdrückl ich forder te er 
dazu auf, die gegenwärt ige untragbare Si­
tuat ion zu beenden. Die Regierung müsse 
die Mögl ichkei t zur Herrschaft über das ge­
samte Terr i tor ium erlangen. Nur dann könne 
auf der gesamten Insel mit einer Einhaltung 
der Vorschr i f ten des Übere inkommens ge­
rechnet werden (die Türkei gehör t nicht zu 
dessen Signatarstaaten). 
IV. Im übr igen wurden auf der 21.Tagung 
die Berichte von 22 Staaten, bis auf Burundi 
ausschließlich per iodische Berichte, ge­
prüft. Bei der Beratung aller Berichte wurde 
die Frage nach den Beziehungen zum Südl i­
chen Afr ika aufgeworfen. Von der 34. Gene­
ralversammlung war bestät igt worden , daß 
der Ausschuß gemäß Art .3 des Übere inkom­
mens die Kompetenz habe, s ich mit den bi­
lateralen Beziehungen der ber ichtenden 
Staaten mit Südafrika und den Aspekten der 
Apartheidpol i t ik zu beschäft igen. Bei der 
Prüfung des norwegischen Ber ichts wurde 
vor allem die Initiative der nord ischen Staa­
ten gegen den Apartheidstaat begrüßt. Die 
Palette mögl icher Handlungsweisen reicht 
vom mehr oder weniger starken Kontakt mit 
Südafrika (z.B. Finnland, Island) über keiner­
lei Kontakt (z.B. Mali, Peru) bis zur aktiven 
moral ischen und materiellen Unterstützung 
der Flüchtl inge (z.B. Norwegen) und der 
dor t igen Bef re iungsbewegungen (z.B. 
Ägypten) . 
Überwiegend wurden bei der Prüfung die 
spezi f ischen Probleme der ber ichtenden 
Staaten kurz angesprochen wie die italie­
nisch- jugoslawische Zusammenarbei t (Ita­
lien), die Frage der Autonomie Kurdistans 
(Irak), die >Ethnischen Beiräte« für Kroaten, 
Tschechen, Slowenen und Ungarn in Öster­
reich, der Status der ausländischen Arbeit­
nehmer in den Vereinigten Arabischen Emi­
raten, die Rolle des Islam als Staatsreligion 
im Iran, die berufl iche Bi ldung und Integra­
t ion von Lappen und Zigeunern in Finnland 
und Norwegen oder die Rolle der >mitwoh-
nenden Nationalitäten« in Rumänien. 
Als nachahmenswerte Beispiele wurden u.a. 
das Hnterministerielle Komitee für Men­
schenrechte« in Italien, der norwegische 
Presserat und die Menschenrechtserz ie­
hung in Island hervorgehoben. A m häufig­
sten bemängelte der Ausschuß das Fehlen 
der einschlägigen Gesetzes- und Verord­
nungstexte und Statist iken über die tatsäch­
liche Zusammensetzung der Bevölkerung. 
V. Auf der 22. Tagung wurden 16 weitere 
Berichte geprüft, unter ihnen die Berichte 
Polens, der Sowjetunion, der Ukraine und 

Bjelorußlands. Bei ihrer Erör terung wurden 
heikle Themen wie die Frage der Ausreise-
und Auswanderungsfre ihei t und der Aber­
kennung der Staatsangehörigkeit unter In­
kaufnahme der Staatenlosigkeit angespro­
chen. Soweit diese Fragen beantwortet wur­
den, stellten die Auskünf te nicht völlig zu­
fr ieden. Ausführ l ich wurde erörtert , wie in 
der UdSSR die Probleme gelöst werden, die 
sich aus der Tatsache ergeben, daß es sich 
um einen Vielvölkerstaat handelt. In d iesem 
Zusammenhang wurden auch die Deut­
schen in der Sowjetunion erwähnt, deren 
Zahl in den letzten Jahren immer noch ge­
st iegen ist, während sich laut Bericht der 
Sowjetunion 10vH weniger als f rüher zu 
Deutsch als Mut tersprache bekennen, was 
wohl unter anderem auf den nicht ausrei­
chend angebotenen Sprachunterr icht zu­
rückzuführen ist. Diese Vermutung wurde 
jedenfalls durch die Auskunf t des sowje­
t ischen Delegierten nicht hinreichend wider­
legt. Interessant ist, daß das Judentum in 
der Sowjetunion in der Sparte National i tät« 
und nicht Rel ig ionszugehör igkei t« einge­
ordnet wird (es gibt ein >Jüdisches A u t o n o ­
mes Gebiet« mit der Hauptstadt B i rob id-
schan). Auf die Frage, wer für die Einwei­
sung einer Person in eine psychiatr ische A n ­
stalt zuständig sei, blieb die An twor t ebenso 
aus wie auf die Frage nach der Kandidaten­
bestel lung bei den Wahlen, wenn der so­
wjet ische Vertreter im übrigen auch sehr in­
format ionsberei t war. Insgesamt wurde hin­
sicht l ich der Berichte aus den sozialisti­
schen Ländern bemängelt , daß zu stark auf 
die Verfassung verwiesen werde, während 
über die sie konkret is ierenden Gesetze 
nichts oder zu wenig zu erfahren sei. 
Die Erör terung der Ber ichte Spaniens und 
Israels wurde auf das Frühjahr 1981 ver­
schoben. Die Versch iebung des israelischen 
Ber ichts wurde nach einer lebhaften Diskus­
sion im Konsensverfahren beschlossen. Ge­
genstand der Auseinandersetzung war die 
Tatsache, daß der Bericht sich auch auf Ge­
biete bezog, die 1967 besetzt worden waren 
und diese als israelische Gebiete bezeich­
net wurden. Eine Reihe von Experten krit i­
sierte, daß durch diese Darlegung des 
Grenzverlaufs die gegenwärt ige Situation le­
galisiert werden solle. Von einigen Sachver­
ständigen wurde vorgebracht , daß es nicht 
um Fragen der Anerkennung gehen könne, 
sondern ein vorgelegter Bericht geprüft 
werden müsse. Der Vertreter Israels, Ye­
huda Blum, verließ den Ausschuß aufgrund 
dieser Kontroverse unter Protest, ohne sei­
nen Bericht abgegeben zu haben. Unter die­
sen Umständen kam man überein, den Be­
richt erst auf der nächsten Tagung zu prü­
fen. 
VI. Auf dem Programm der 22.Tagung 
stand auch die gemäß Art.15 der Rassendis­
kr iminierungskonvent ion durchzuführende 
Beratung über Informationen aus den 10 
Treuhandgebieten und Hohei tsgebieten 
ohne Selbstregierung sowie allen sonst igen 
unter Entschl ießung 1514(XV) der General­
versammlung fallenden Hohei tsgebiete. Wie 
bei den f rüheren Tagungen wurde die ge­
ringe Informationsberei tschaft der Betrof fe­
nen bemängelt , die eine intensivere Be­
schäft igung mit diesen Gebieten kaum er­
mögl ichte. Im Hinblick auf St. Helena wurde 
erneut krit isiert, daß intensive Handelsbezie­
hungen zu Südafrika bestehen. Südafrika 
selbst nahm den größten Raum der Diskus-
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sion ein. Der Ausschuß wiederhol te seine 
Auf forderung an die südafrikanische Regie­
rung, die Politik der Apartheid zu beenden 
und die einschlägigen Resolut ionen des Si­
cherhei tsrats zu beachten. Namibia müsse 
sobald als mögl ich volle Souveränität erlan­
gen. — Im übrigen wurden aus nahezu allen 
Gebieten weitere Informationen angefor­
dert. 
VII. Für die Tagungen in den Jahren 1981 
(23. M ä r z — 1 0 . Apr i l ; 3 . — 2 1 . August) und 
1982 (22. M ä r z — 9 . Apr i l ; 2 . — 2 2 . August ) 
sind als Tagungsorte jeweils Genf und New 
York vorgesehen. Die Empfehlung des Aus­
schusses, die Tagungen zu dezentral isieren 
und vor allem auch in Ländern der Dritten 
Welt statt f inden zu lassen, war von der 
34. Generalversammlung zur Beurtei lung an 
den Generalsekretär verwiesen worden. In 
seiner im September 1980 vorgelegten Stel­
lungnahme ging dieser auf das Problem der 
Finanzierung ein. Grundsätzl ich sind die Ko­
sten von dem einladenden Land zu tragen, 
woraus sich naturgemäß Schwier igkei ten für 
die Entwicklungsländer ergeben. Gerade sie 
würde der Ausschuß jedoch gerne als Gast­
geber sehen. Die 35. Generalversammlung 
soll deshalb prüfen, ob Entwicklungsländer 
als Veranstalter gewonnen werden können, 
wenn entweder ein Finanzierungsfonds ein­
ger ichtet w i rd , die Kosten von den Mitgl ied­
staaten übernommen werden oder wenn sie 
als einmalige Akt ion im Rahmen der Dekade 
gegen Rassismus und Rassendiskriminie­
rung Mittel für eine Tagung bereitstellt. Lai 

Menschenrechtsausschuß: 10. und 11. Tagung In 
Genf — 1 6 Staatenberichte überfällig — Rüge an 
Uruguay — Leitlinien für die künftigen Berichte 
(12) 

(Die fo lgenden Ausführungen setzen den 
Bericht in VN 3/1980 S.99f. fort.) 

I. A m Ende des Jahres 1980 waren 16 
Staaten, also ein Viertel der Vertragspartei­
en, ihrer Ber ichtspf l icht aus Art.40 des Inter­
nationalen Paktes über bürgerl iche und pol i­
t ische Rechte nicht nachgekommen; drei 
der überfäll igen Staatenberichte (die von Li­
banon, Rwanda und Uruguay) stehen seit 
1977 aus. Tro tzdem zeigte sich der 18 Mit­
gl ieder umfassende Menschenrechtsaus­
schuß insgesamt zufr ieden mit der Koopera­
t ion der Vertragsstaaten, wie aus einer 
Grußadresse an die Konferenz dieser Staa­
ten vom 12. September 1980 hervorgeht. 
Im zwei ten Halbjahr 1980 fanden zwei Ta­
gungen des Ausschusses in Genf statt : die 
10. vom 14. Juli bis zum 1. August und die 11. 
vom 20. bis zum 3 1 . Oktober. 
II. Staatenberichte: Den Schwerpunkt der 
zehnten Tagung bi ldete die Prüfung der 
Erstber ichte von drei lateinamerikanischen 
Staaten, nämlich Kolumbiens, Surinames 
und Costa Ricas. Einen ergänzenden Be­
richt legte Ungarn vor. 
Kolumbien befand sich in der ungewöhnl i ­
chen Situation, als Staat im Ausnahmezu­
stand über den Schutz der Menschenrechte 
Rechenschaft geben zu müssen. Das Exper­
tengremium gestand den Ver t ie tern der ko­
lumbianischen Regierung zu, daß das Not­
standsregime in Kolumbien vergleichsweise 
milde gehandhabt werde. Verschiedene 
Sachverständige rügten aber, daß das Land 
die anderen Vertragsstaaten nicht gemäß 

Art.4(3) des Paktes »unverzügl ich« darüber 
unterr ichtet habe, daß einige der Best im­
mungen zum Schutz der Menschenrechte 
außer Kraft gesetzt worden seien. Es wurde 
anerkannt, daß Kolumbien beträchtl iche 
Fortschr i t te hinsichtl ich der Gleichberecht i ­
gung von Mann und Frau gemacht habe. 
Der Informat ionswert des Ber ichts von Suri­
name wurde dadurch geschmälert , daß er 
noch unter einer Regierung erstellt worden 
war, die Anfang 1980 einem gewaltsamen 
Umsturz zum Opfer fiel. Der Vertreter Suri­
names, ein Mitgl ied des obers ten Ger ichts­
hofs des Landes, erklärte, sein Land sei be­
reit, einen ergänzenden Bericht vorzulegen, 
sobald sich die poli t ische Lage stabil isiert 
habe. 
Unter den lateinamerikanischen Staaten 
nimmt Costa Rica eine Sonderstel lung ein: 
Dieser demokrat ische Musterstaat zeichnet 
sich durch ein Klima sozialen Friedens und 
ein freiheit l iches pol i t isches System nach 
west l ichem Muster aus. Als Ausdruck für er­
reichte Fortschr i t te im Bereich der Gleich­
berecht igung wurde es gewertet , daß Costa 
Rica auch von einer Frau vor dem Ausschuß 
vertreten wurde. Einige kri t ische Anmerkun­
gen wurden unter anderem zur Strafge­
r ichtsbarkeit und zum verfassungsrecht l i ­
chen Status der römisch-kathol ischen Kon­
fession als Staatsrel igion gemacht. A b ­
schließend konnte der Vorsi tzende des Aus­
schusses den Dialog mit der Regierung Co­
sta Ricas als »ungewöhnl ich f ruchtbar« be­
zeichnen. 
Bei der Prüfung des von Ungarn vorgelegten 
Zusatzber ichts konzentr ier te sich das Inter­
esse des Ausschusses auf best immte Be­
sonderhei ten, die bei der Verwirk l ichung der 
Menschenrechte in einem sozial ist ischen 
Staat auftreten. So wurden speziell Erklärun­
gen zu individuellen Mögl ichkei ten erbeten, 
Ver letzungen des Paktes gel tend zu ma­
chen. Die vom Vertreter Ungarns genannten 
»verschiedenen Kanäle« des individuellen 
Rechtsschutzes beinhalteten nicht die M ö g ­
lichkeit der ger icht l ichen Kontrol le. Auf die 
Frage nach der Verwirk l ichung der Reli­
gionsfreiheit verwies der Repräsentant der 
ungar ischen Regierung darauf, daß 22vH der 
ungar ischen Bevölkerung die Kirche be­
suchten, eine Zahl, die über der der Kirch­
gänger in westeuropä ischen Ländern liege. 
Jede Form der Diskr iminierung sei in Ungarn 
wei tgehend e ingeschränkt ; so würden die in 
der Verfassung den Staatsbürgern garan­
t ierten Rechte fakt isch allen Menschen ein­
geräumt. Die führende Rolle der sozial ist i­
schen Partei und der sozial ist ischen Ideolo­
gie in fast allen Lebensbere ichen (in der 
Kunst in Form des soz ia l is t i schen Realis­
mus«) sei kein Ausdruck der Diskr iminierung 
anderer Wel tanschauungen, sondern spie­
gele einen brei ten Konsens der ungar ischen 
Bevölkerung wider. 
Während seiner 11. Tagung prüfte der Aus­
schuß die Ber ichte eines südamerikani­
schen Staates, Venezuelas, und zweier 
westeuropäischer Länder, Dänemarks und 
Italiens. 
Zum Bericht Venezuelas, das — in Südame­
rika immer noch eine Ausnahme — eine de­
mokrat isch gewählte Regierung besitzt, 
nahm das Sachverständigengremium grund­
sätzlich positiv Stel lung. Menschenrechte 
seien in Venezuela zu einer » lebendigen 
Realität« geworden ; der Staat setze ein Zei­
chen der Hoffnung für den Kontinent. Be­

sonders begrüßt wurden Erfolge auf dem 
Sektor von Bi ldung und Erziehung, für die 
vor allem eine neugeschaffenen Inst i tut ion, 
das >Ministry of Intel l igences verantwort l ich 
zeichne. Kri t isch bewertet wurde die lapi­
dare Formul ierung des Ber ichts, Venezuela 
sei ein Land ohne Diskr iminierung i rgend­
welcher Art . Dem wurden verschiedene Be­
s t immungen des nationalen Handels- und 
Famil ienrechts entgegengehal ten, die auf 
eine Diskr iminierung der Frau hindeuten. 
Zur Frage des individuellen Rechtsschutzes 
wurde auf die Garantie des >habeas corpus« 
und das Rechtsmit te l des >amparo< verwie­
sen ; letzteres ähnelt der Ver fassungsbe­
schwerde und dient der Verte id igung von 
verfassungsmäßig garantierten Rechten. 
Bisher hat das entsprechende Gesetz aber 
noch nicht den venezolanischen Kongreß 
passiert. 
Dem Bericht Dänemarks wurde von ver­
schiedenen Experten bescheinigt , daß er 
unter Beachtung der Richtlinien des A u s ­
schusses besonders sorgfält ig ausgearbei­
tet worden sei. Insgesamt wurde die Bereit­
schaft der dänischen Regierung zur Zusam­
menarbeit mit dem Ausschuß gewürdigt . 
Besonderes Interesse widmeten die Sach­
verständigen dem Problem der Autonomie 
Grönlands. Der Vertreter des dänischen Ju­
st izminister iums erläuterte dazu, daß Grön­
land in allen Bereichen mehr und mehr 
Selbstverwaltung zugestanden werde, daß 
aber seine staatl iche Zugehör igkei t zum dä­
nischen Königreich nicht in Frage gestel l t 
werde. Die kulturelle Autonomie Grönlands 
werde durch den Gebrauch des Grönländi­
schen als offizieller Sprache in dieser Re­
gion gefördert . Grönland verfüge über alle 
höheren Bi ldungseinr ichtungen mit A u s ­
nahme einer eigenen Universität. Die däni­
sche Regierung erstelle derzeit einen Be­
richt über Grönland für die Unterkommis­
sion zur Verhütung von Diskr iminierung und 
für Minderhei tenschutz, der auf Wunsch den 
Ausschußmitg l iedern zugängl ich gemacht 
werde. Zur Frage nach dem Status der deut­
schen Minderheit in Jut land wurde erklärt, in 
dieser Beziehung habe es niemals i rgend­
welche Probleme gegeben. Krit isch merkte 
der Ausschuß an, daß die Ausweisungsbe­
s t immungen des dänischen Ausländer­
rechts unklar seien und daß Zweifel über 
ihre Vereinbarkeit mit Art.13 des Paktes be­
stünden. Der Vertreter Dänemarks gestand 
zu, daß die gesetzl ichen Regelungen in die­
sem Bereich revisionsbedürf t ig seien; ein 
Ausschuß des Just izminister iums befasse 
sich bereits mit dieser Frage. 
Die Delegation Italiens unterstr ich, daß das 
Land den meisten Instrumenten des interna­
t ionalen Menschenrechtsschutzes beigetre­
ten sei. Es wurde hervorgehoben, daß es 
das Zusatzprotokol l zum Pakt ratifiziert und 
sich dem Staatenbeschwerdeverfahren 
nach Art.41 unterworfen habe. Darüber hin­
aus habe es durch Abgabe der entspre­
chenden Unterwerfungserklärung die M ö g ­
lichkeit der Individualbeschwerde im Rah­
men der Europäischen Menschenrechts ­
konvent ion eröffnet. Seitens des Ausschus­
ses wurde Italien bestät igt, daß sein Bericht 
offen und umfassend zu allen relevanten 
Fragen des Menschenrechtsschutzes im 
Lande Stel lung nehme. Lobend erwähnt 
wurde der breite Raum, der dem Menschen­
rechtsschutz und speziell dem Pakt in der 
ital ienischen Hochschulb i ldung zugestan-
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